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1 ALLGEMEINES 

Der rechtswirksame Flächennutzungsplan der vereinbarten Verwaltungsgemeinschaft 
Schallstadt-Ebringen-Pfaffenweiler wurde am 25.02.2004 genehmigt. In darauffolgenden 
vier punktuellen Änderungsverfahren wurde der Flächennutzungsplan angepasst. 

Anlass der vorliegenden 4. punktuellen Änderung war die Entwicklung eines Solarparks 
am nördlichen Ortsrand der Gemeinde Schallstadt. Die solare Energiegewinnung ist ein 
wesentlicher Baustein, um die Energiewende umzusetzen und die in dem Klimaschutz- 
und Klimawandelanpassungsgesetz Baden-Württemberg verankerten Ziele zu erreichen. 
Gemäß § 21 KlimaG BW sind für Freiflächen-Photovoltaikanlagen 0,2% der Regionsflä-
che von den Regionalverbänden für Freiflächen-Photovoltaik auszuweisen. Auch die Ge-
meinde Schallstadt ist bestrebt, regenerative Energiequellen zu erschließen und möchte 
deshalb die Errichtung eines Solarparks vorantreiben. 

Auf einer ca. 0,5 ha großen landwirtschaftlich genutzten Fläche nördlich des bestehen- 
den Sportplatzes soll daher eine Freiflächen-Photovoltaikanlage errichtet werden. Im wirk-
samen Flächennutzungsplan wurde der Planbereich als Grünfläche mit der Zweckbestim-
mung „Sportanlagen“ dargestellt und musste durch die vorliegende FNPÄ umgewandelt 
werden. Da die Fläche nie als Sportfläche genutzt wurde und die betroffenen Grundstücke 
mit den Flst.Nrn. 5732 (tlw.) und 5736 im Eigentum der Gemeinde Schallstadt liegen, eig-
net sich dieser Standort für die geplante Umnutzung. Zudem ist das Plangebiet unbebaut, 
durch die Straße „Zum Lausbühl“ bereits erschlossen, hat nahezu keine Verschattungen 
und liegt in Bezug auf Blendwirkungen in einem ausreichenden Abstand von mindestens 
100 m zur nächstgelegenen Wohnbebauung. 

Insgesamt soll durch die Planung die Errichtung eines Solarparks ermöglicht, Arbeits- 
plätze gesichert und damit einhergehend die Energiewende in Bezug auf Forschung und 
Entwicklung unterstützt werden. Dabei wird das Projekt ein sichtbares Zeichen zur aktiven 
Klimaschutzpolitik setzen. 

Im Rahmen der 4. punktuellen Flächennutzungsplanänderung wurde ein zweistufiges Pla-
nungsverfahren, bestehend aus der frühzeitigen Bürger- und Behördenbeteiligung gemäß 
§§ 3 (1) und 4 (1) BauGB und der Offenlage gemäß §§ 3 (2) und 4 (2) BauGB durchge-
führt. Der Bebauungsplan mit örtlichen Bauvorschriften „Solarpark“ der Gemeinde 
Schallstadt wurde im sog. Parallelverfahren aufgestellt. 

Nach § 6a (1) BauGB ist der Flächennutzungsplanänderung nach Abschluss des Verfah-
rens eine zusammenfassende Erklärung beizufügen über die Art und Weise, wie die Um-
weltbelange und die Ergebnisse der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung in der Flä-
chennutzungsplanänderung berücksichtigt wurden, und über die Gründe, aus denen der 
Plan nach Abwägung mit den geprüften, in Betracht kommenden anderweitigen Planungs-
möglichkeiten gewählt wurde.  

2 VERFAHREN 

09.10.2023 Der gemeinsame Ausschuss der Vereinbarten Verwaltungs-
gemeinschaft (VVG) Schallstadt – Ebringen – Pfaffenweiler 
fasst den Aufstellungsbeschluss für die 4. punktuelle Flä-
chennutzungsplanänderung. 

09.10.2023 Der gemeinsame Ausschuss der Vereinbarten Verwaltungs-
gemeinschaft (VVG) Schallstadt – Ebringen – Pfaffenweiler 
billigt den Vorentwurf zur 4. punktuellen Flächennutzungs-
planänderung und beschließt die Durchführung der frühzei-
tigen Beteiligung gem. § 3 (1) und § 4 (1) BauGB. 
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30.10.2023 bis 
01.12.2023 

Durchführung der Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 (1) 
BauGB 

Anschreiben vom 
26.10.2023 mit Frist 
bis 01.12.2023 

Frühzeitige Beteiligung der Behörden und der sonstigen 

Träger öffentlicher Belange sowie Scoping gem. § 4 (1) 

BauGB 

06.03.2024 Der gemeinsame Ausschuss der Vereinbarten Verwaltungs-
gemeinschaft (VVG) Schallstadt – Ebringen – Pfaffenweiler 
billigt den Entwurf zur 4. punktuellen Flächennutzungs-
planänderung und beschließt die Durchführung der Offen-
lage gem. § 3 (2) und § 4 (2) BauGB. 

15.03.2034 bis 

19.04.2024 

Durchführung der Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 (2) 
BauGB 

Anschreiben vom 
13.03.2024 mit Frist 
bis 19.04.2024 

Durchführung der Behördenbeteiligung gem. § 4 (2) BauGB 

 

28.01.2025 Der gemeinsame Ausschuss der Vereinbarten Verwaltungs-
gemeinschaft (VVG) Schallstadt – Ebringen – Pfaffenweiler 
behandelt die in der Offenlage eingegangenen Stellungnah-
men und fasst den Feststellungsbeschluss für die 4. punk-
tuelle Flächennutzungsplanänderung. 

3 UMWELTBELANGE  

Mensch 

Während des Baubetriebs kommt es kurzzeitig zu Lärm- und Staubbelastungen durch 
die Baustellentätigkeiten.  

Betriebsbedingt entstehen durch die PV-Module, die Trafostationen und Wechseltrich-
ter Strahlungen, wobei die Grenzwerte der BImSchV in jedem Fall deutlich unterschrit-
ten werden. Die elektrischen Felder der PV-Anlage sind ähnlich elektrischer Felder im 
Haushalt zu beurteilen. 

Arten und Biotope, Schutzgebiete 

Grundsätzlich wird der Biotoptyp „Fettwiese“ im Plangebiet in einen extensiveren Be-
stand umgewandelt werden. Durch eine extensivere Nutzung im gesamten Plangebiet 
(Grünlandnutzung ggf. durch Beweidung) wird sich die ökologische Wertigkeit insgesamt 
erhöhen.  

Durch die Überstellung mit Solarmodulen ergeben sich veränderte mikroklimatische 
Bedingungen, was zu einer Benachteiligung lichtliebender und auf eine gute Wasser-
versorgung angewiesene Arten unter den PV-Modulen führt. In besonders warmen 
Jahren bietet die Deckung unter den Modulen dagegen Schutz vor Austrocknung und 
Hitze. Es entstehen folglich Biotopstrukturen mit unterschiedlichen Standorteigenschaf-
ten und unterschiedlicher Artenzusammensetzung durch veränderte mikroklimatische 
Bedingungen. 

Boden 

Bei der Grabung der Kabelschächte kommt es zu Bodenabgrabungen und -umlagerun-
gen. Die Träger werden ohne Abgrabungen in den Boden gerammt. Baubedingt und im 
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Zuge von Wartungsarbeiten sowie ggf. der Grünlandbewirtschaftung kommt es zu Ver-
dichtung durch Befahrung. 

Anlagebedingt kommt es im Bereich der Trägerkonstruktion, Zaunpfosten punktuell und 
durch die notwendigen Betriebsanlagen kleinflächig zu Versiegelungen sowie im Bereich 
von Erschließungswegen zur Teilversiegelung (wasserdurchlässige Beläge) und damit 
zum (teilweisen) Verlust der Bodenfunktionen.  

Es entstehen kleinräumige Veränderungen im Bodenwasserhaushalt. Unter den PV-
Modulen ist mit geringerer Feuchtigkeit im Boden zu rechnen, insgesamt ergibt sich 
dadurch eine mosaikartige Struktur der Feuchtigkeitsverhältnisse im Plangebiet. Au-
ßerdem kann es kleinflächig zur Erosion durch konzentriert von Modultischkanten ab-
laufendes Niederschlagswasser kommen. 

Wasser 

Während der Bauzeit sowie bei Wartungsarbeiten im Betrieb kann es durch Leckagen 
und Havarien von Baumaschinen zum Eintrag von Schadstoffen (z.B. Öle, Treibstoffe). 
Es sind daher entsprechende Vermeidungsmaßnahmen zum Schutz des Grundwassers 
zu treffen. Grundsätzlich kann sich durch Bodenverdichtung das Versickerungsvermö-
gen verschlechtern. Anlagebedingt wird durch die Überstellung die Grundwasserneubil-
dung direkt unter den PV-Modulen gehemmt, gleichzeitig wird die Verdunstung in den 
beschatteten Bereichen reduziert. Die Wasserbilanz für das gesamte Plangebiet verän-
dert sich aber nicht, lediglich die Verteilung innerhalb der Fläche.  

Es werden ölbefüllte Transformatoren aufgestellt. Durch das Aufstellen von flüssigkeits-
dichten und feuerfesten Wannen, die das gesamte Ölvolumen aufnehmen können, kann 
der Eintrag von wassergefährdenden Stoffen in den Boden jedoch verhindert werden. 

Eine Ausnahme von den Vorgaben der Rechtsverordnung des Wasserschutzgebietes 
muss im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens beantragt werden.  

Die Fläche befindet sich teilweise innerhalb von HQ100 Überflutungsflächen. Die ge-
planten Versiegelungen sind von sehr geringem Umfang. Notwendige Betriebsgebäude 
sind nur außerhalb dieser Flächen zulässig. 

Klima und Luft 

Während der Bauzeit kann es zu Emissionen in Form von Schadstoffen und Stäuben 
durch Baufahrzeuge kommen.  

Anlagebedingt ergeben sich durch die Überstellung der Fläche mit Solarmodulen auf 
etwa 70 % der Fläche eine Verringerung der Kaltluftproduktion sowie eine erhöhte Ver-
schattung unter den Modulen. Über den Solarmodulen ist dagegen mit einer Lufterwär-
mung (trocken-warme Luft) zu rechnen. 

Der Ausbau der dezentralen Energiegewinnung und die Verringerung der Abhängigkeit 
von den in begrenztem Maße vorhandenen fossilen Energieträgern sowie die Vermei-
dung von klimarelevanten Emissionen durch den Betrieb wirkt sich positiv auf das 
Schutzgut Klima und Luft aus. 

Landschaftsbild und Erholung 

Während des Baubetriebes kommt es zu temporären Beeinträchtigungen des Land-
schaftsbildes durch die Baustellenaktivitäten.  

Anlagebedingt führt die Umsetzung der Planung zu einer technischen Überprägung der 
Landschaft. Die Wirkung der aufgeständerten Module, die ca. 0,3 ha bezogen auf die 
Projektionsfläche umfassen, ist als „naturfern“ einzustufen, sodass generell visuelle Be-
einträchtigungen entstehen. Dazu kommen betriebliche Bauwerke sowie eine Zaunan-
lage. Die Solarmodule können Reflexionen verursachen, die grundsätzlich eine Blend-
wirkung und damit unter Umständen erhebliche Beeinträchtigungen hervorrufen können. 
Daher müssen Maßnahmen zum Schutz vor Lichtemissionen (reflexionsarmes Material) 
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ergriffen werden. Die Eingrünung mittels Saumvegetation im Westen, Süden und Osten 
der Sondergebietsfläche vermindert den Eingriff und bietet gleichzeitig partiell auch ei-
nen Blendschutz. Die vorhandenen Bäume im Westen und Osten liegen außerhalb des 
Plangebiets und bleiben erhalten, was sich auch positiv auf die Eingrünung auswirkt. 
Wegebeziehungen bleiben vollständig erhalten.  

Die technische Überprägung der Landschaft führt trotz der vorgesehenen Gehölzpflan-
zungen zu erheblichen Beeinträchtigungen. 

Kultur und sonstige Sachgüter 

Beeinträchtigungen des Schutzgutes durch das Vorhaben werden nicht erwartet, da 
sich nach aktuellem Kenntnisstand keine Kultur- und Sachgüter im Plangebiet befin-
den. 

4 ERGEBNISSE DER ÖFFENTLICHKEITSBETEILIGUNG 

Private Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit wurden nicht abgegeben. 

5 ERGEBNISSE DER BETEILIGUNG DER BEHÖRDEN UND TRÄGER ÖFFENTLI-
CHER BELANGE 

Im Rahmen der Abwägung der Stellungnahmen der Behörden und Träger öffentlicher Be-
lange wurden verschiedene Anregungen in die Planung übernommen. Insbesondere wird 
auf den Abwägungsvorgang (Anregungen und Stellungnahmen mit Beschlussvorschlag 
zur Frühzeitigen Beteiligung und Offenlage) verwiesen. Die wichtigsten inhaltlichen Be-
denken und Anregungen sowie die jeweiligen Abwägungsbeschlüsse hierzu lassen sich 
folgendermaßen zusammenfassen:  

Standortalternativenprüfung 

Durch eine Planungsalternative sollen Kriterien aufgezeigt werden, die für die Auswahl 
des vorgesehenen Standortssprechen und somit nachvollziehbar sind. 

Es wurde eine Untersuchung für alternative Standorte durchgeführt, welche im Rahmen 
des Antrags auf Ausnahmegenehmigung nach § 78 (2) WHG erstellt wurde, diese ist einer 
Standortalternativenprüfung gleichzusetzen. 

Berücksichtigung des HQ100  

Beschlussfassung darf erst gefasst werden, wenn keine rechtlichen Hindernisse (z.B. §78 
(1) WHG) entgegenstehen. 

Das Plangebiet liegt teilweise innerhalb eines festgesetzten Überschwemmungsgebiets 
gemäß § 65 Abs. 1 Nr. 2 des Wassergesetzes Baden-Württemberg. Grundsätzlich ist die 
Ausweisung neuer Bauflächen in diesen Gebieten verboten (§ 78 Abs. 1 WHG), jedoch 
kann eine Ausnahmegenehmigung erteilt werden, sofern die neun Voraussetzungen nach 
§ 78 Abs. 2 WHG erfüllt sind. Die Gemeinde Schallstadt hat in einem Antrag vom 
09.09.2024 nachgewiesen, dass alle erforderlichen Kriterien, einschließlich Prüfung alter-
nativer Standorte, erfüllt sind. Das geplante Gebiet schließt unmittelbar an bestehende 
Bebauungspläne an und wurde mit einer Hochwasserbilanzierung des Büros Fichtner Wa-
ter & Transportation GmbH auf seine Hochwassersicherheit überprüft. Demnach gibt es 
bei einem HQ100-Ereignis keine kritischen Strömungen und keinen Einfluss auf den 
Hochwasserabfluss. Der geringe Verlust des Retentionsvolumens wird durch ökologische 
Maßnahmen am Betzenbächle ausgeglichen. Der Container mit technischen Anlagen wird 
hochwasserangepasst errichtet, wodurch keine Schäden an der Solaranlage oder Gefähr-
dung für Leib und Leben zu erwarten sind. Am 01.10.2024 wurde die wasserrechtliche 
Ausnahmegenehmigung vom Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald erteilt. Die 
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Hochwasserbilanzierung und die Ausnahmegenehmigung sind Bestandteil der vorliegen-
den Flächennutzungsplanänderung. 

Berücksichtigung von Beeinträchtigung durch Blendwirkung 

Die Blendwirkung der PV-Anlage wurde geprüft und ist aufgrund der Entfernung zu sen-
siblen Nutzungen unbedenklich. Zur Vorsorge werden blendreduzierte Solarmodule ver-
wendet. Sollten dennoch Blendwirkungen auftreten, ist ein nachträglicher Sichtschutz vor-
gesehen. 

Umgang mit Kampfmittel  

Es gibt die Befürchtung, dass auf dem Plangebiet Kampfmittel aus dem 2. Weltkrieg vor-
zufinden sind. Daher sollte geklärt werden, inwiefern damit im Planungsprozess umge-
gangen wird.  

Aufgrund des projektierten Vorhabens (Aufstellung von aufgeständerten Solarmodulen, 
die nur wenige Zentimeter in den Boden eingebracht werden müssen) wir nicht von einem 
erheblichen Gefährdungspotential ausgegangen. Sollten Betriebsgebäude errichtet wer-
den, ist eine Unterkellerung des Gebäudes nicht zu erwarten, daher ist auch nicht von 
einem erheblichen Gefährdungspotential auszugehen.  

6 PLANUNGSALTERNATIVEN 

Der Standort befindet sich nördlich der Sportanlagen der Gemeinde Schallstadt. Diese 
ungenutzte Fläche liegt im Eigentum der Gemeinde Schallstadt. Die Lage des Standorts 
eignet sich besonders gut, da nur eine sehr gering frequentierte Straße angrenzt und sich 
keine Wohnbebauungen in der direkten Nähe befinden. Die benachbarten Sportanlagen 
stehen in keiner Weise in einem Nutzungskonflikt mit einem Solarpark. Auch besteht kein 
Bedarf die Sportanlagen in Richtung Norden zu erweitern. Ein langfristiger Standort eines 
Solarparks ist insofern vorstellbar und wird ausdrücklich von der Gemeinde Schallstadt 
i.S.d. Förderung des Klimaschutzes unterstützt.  

Die für den Betrieb eines Solarparks erforderliche verkehrliche und technische Infrastruk-
tur kann über die Straße „Zum Lausbühl“ bzw. über bestehende Stromanschlüsse an der 
anknüpfenden „Waldseemüller-Straße“ sichergestellt werden. Ferner muss nach der Er-
richtung der Solarenergie-Anlagen der Standort lediglich sporadisch für Wartungszwecke 
per Pkw angefahren werden. 

Des Weiteren ist der Standort frei von jeglichen Verschattungen. Aufgrund der Vorbelas-
tung der Sportanlagen wird die Beeinträchtigung des Landschaftsbildes durch die hoch-
baulich in Erscheinung tretenden Photovoltaik-Module als vertretbar eingestuft.  

Der Standort lag vor Rechtskraft des Bebauungsplans „Solarpark“ teilweise innerhalb des 
Geltungsbereichs des Bebauungsplans „Ob der Hohlen, Hinterm Ziel, Binze, Weiermatten 
und Viehweg“ (Rechtskraft am 16.07.1976). Dieser Bebauungsplan setzt für den maßge-
benden Bereich eine öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Sportplatz“ fest. 
Der Standort war daher sowohl auf Flächennutzungsplanebene als auch auf Ebene des 
Bebauungsplans teilweise bereits überplant. 

Im Rahmen der Standortwahl wurden auch andere Standorte innerhalb der Gemarkung 
Schallstadt in Betracht gezogen. Es konnte jedoch kein anderer Standort die oben ge-
nannten Auswahlkriterien erfüllen.   

Des Weiteren wurde Seitens der Gemeinde ein Antrag auf Erteilung einer Ausnahmege-
nehmigung für die Errichtung von baulichen Anlagen nach § 78 (2) WHG in einem festge-
setzten Überschwemmungsgebiet nach § 65 Nr. 1 WG gestellt. In diesem Antrag wurden 
weitere Standorte innerhalb des gesamten Gemeindegebiets Schallstadt betrachtet und 
ausgewertet. Die Auswahlkriterien waren Flächengröße, Nutzung gemäß Grundbuch, 
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Bestandsnutzung, Aussagen in Bauleitplänen, regionalplanerische Vorgaben, Belange 
der Landwirtschaft, Belange des Naturschutzes, Belange des Bodenschutzes und der Ge-
ologie, Gewässerschutz, Wirtschaftlichkeit, Anschlussmöglichkeiten an das Stromnetz, 
Verfügbarkeit der Fläche und unmittelbarer Anschluss an ein bestehendes Baugebiet. Im 
Ergebnis dieser Standortalternativenprüfung konnte dargelegt werden, dass keine ande-
ren Möglichkeiten der Siedlungsentwicklung für den projektierten Solarpark bestehen oder 
geschaffen werden können. Dieser Antrag ist Gegenstand der vorliegenden Flächennut-
zungsplanänderung. 

 

 

 

 


